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Abendblatt. 


Stettiner Zeitung. 


Freitag, den 26. Februar 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertelj. 1 Thlr. 7½ Sgr. 
monatlich 12½ Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1869. 


Landtags⸗Verhandlungen. 
Herrenhaus. 
17. Plenarſitzung vom 25. Februar. 
Der Präſident Graf zu Stolberg- Wernigerode 
eröffnet die Sitzung um 11 ½ Uhr. 
Am Miniſtertiſche Juſtizminiſter Dr. Leonhardt 
und einige Regierungs⸗Kommiſſare. 


Der Präſident theilt mit, daß neben einigen an⸗ 


dern Geſetzentwürfen der Geſetzentwurf, betreffend die 
Juriſtenprüfungen vom Abgeordnetenhauſe, eingegangen iſt. 

Sodann wird zur Erledigung der Tagesordnung 
geſchritten. 

Der erſte Gegenſtand betrifft den Geſetz-Entwurf 
über die Eide der Juden. Der Berichterſtatter Graf 
Rittberg bittet, den Antrag der Kommiſſion, welcher 
dahin geht, dem Geſetzentwurfe in der vom Abgeord⸗ 
netenhauſe beſchloſſenen Faſſung die geſetzmäßige Zu- 
ſtimmung zu ertheilen, anzunehmen. 

Baron Senfft v. Pilſach findet es richtig, daß 
die Juden einen ſehr großen Reſpekt vor dem Eide ha⸗ 
ben, daß ſie eher Schaden leiden, als ſchwören. Er 
meint, es müſſen im Allgemeinen neue Beſtimmungen 
gegeben werden. Der Geſetzentwurf vom Jahre 1861 
ſei ein ganz anderer und beſſerer geweſen, als der jetzige. 
Die Vorlage ſcheint nur für wenige Menſchen in der 
Monnrchle Intereſſe zu haben, fie tritt unſerer ganzen 
Eidesorganiſation entgegen. Redner meint, daß die Vor⸗ 
lage des Dr. Koſch ſehr viele möhlthätige Anordnungen ent- 
hielte, die die beſchloſſene Faſſung zerſtört. Den Ju⸗ 
deneid hat man unſtreitig von den Juden gelernt, der 
Redner weiſt hin auf die uralte Faſſung: Ich ſchwöre 
beim lebenden Gott, und wie die Sache jetzt ſteht, 
wolle man die Juden zwingen, einen verſtümmelten 
Chriſteneid anzunehmen, das könne man den armen 
Juden nicht zumuthen. Wollte man dieſes Geſetz an- 
nehmen, ſo würde man jeden Chriſten zurückſetzen. Der 
Redner findet überhaupt Alles, was die jüdiſchen Cere⸗ 
monien lächerlich macht, höchſt ungerechtſertigt und meint, 
die neue Vorlage thut dies für jeden ernſten moſaiſchen 
Belenner Er meint, daß die ernſten Ceremonien ſehr 
m ⸗Meineide abhalten, die ſonſt in weit größerer 

geſchworen werden und bittet, die Vorlage ab- 
Izulehmen Herr v. Bernukh will endlich einmal die- 

ſen Punkt von der Tagesordnung getilgt wiſſen. Er 
weiſt auf das Referat des Herrn Berichterſtatters von 
Rittberg. Er meint, daß, wenn Rußland und ſogar 


Mecklenburg dieſe Formalitäten abgeſchafft, dies auch ſelbe Jahr auszuſprechen. 


in Preußen geſchehen müſſe, und bittet, den Geſetzent⸗ 
wurf im Intereſſe der Toleranz und im Intereſſe der 
Gerechtigkeit gegen die Juden anzunehmen. 

Reg.-Komm. Geh. Juſtizrath Herzbruch wider⸗ 
legt dem Herrn v. Senfft, daß die Juden einen ver⸗ 
ſtümmelten Chriſteneid leiſten müßten und empfiehlt die 
Vorlage. 

Juſtizminiſter Dr. Leonhardt erklärt, daß er 
zuerſt mit der Vorlage des Dr. Koſch nicht einverſtan⸗ 
den geweſen ſei, daß der Entwurf aber in der Kom- 
miſſion des Abgeordnetenhauſes eine Faſſung erhalten, 
in welcher er durchaus empfehlenswerth ſei. 

Bei der Spezialdiskuſſton ergreift bei §. 1 von 
Senfft das Wort. Er iſt dem Herrn v. Bernuth 
ſehr dankbar, daß er die Ceremonien bei der Eides 
leitung jo beleuchtet habe. Er meint, die übrigen 
Herren haben ſich wenig mit der jüdiſchen Theologie 
befaßt (Heiterkeit), da könne man ſehen, daß mancher 
jüdiſche junge Mann, ftatt am Schabbes in die Syna⸗ 
goge zu gehen, in die Börſe geht. (Heiterkeit). Wenn 
Sie die Vorlage aunehmen, befördern Sie dergleichen. 
Sie wollen dem armen Juden die Feierlichkeit des 
Aktes in ſeiner Synagoge nehmen und ihn in die 
dumpfe GGetichtsſtube ſperren, in der Gerichtsſtube 
ſtehe allemal ein Kruzifix und das verletzt das religiöſe 
Gefühl. 

v. Thaden ſpricht aus ſeiner Erfahrung, daß 
fein Jude den End bei feinem Gott falſch ſchwören 
würde. Nach einigen perſönlichen Bemerkungen 2 
den die ss. 1, 2, 3, 4 und ſomit das ganze Geſetz 
angenommen. 

Der folgende Gegenſtand der Tagesordnung it 
der mündliche Bericht der Juſtizkommiſſion über den 
Entwurf einer Subhaſtationsordnung. Berichterſtatter 
Graf zur Lippe bittet, im Sinne des Kommiſſions⸗ 
Antrages, dem Entwurfe in der vom Abgeordnetenhauſe 
beſchloſſenen Faſſung die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung 
zu ertheilen; das Amendement des Dr. Dernburg, 
dahin lautend: Die Beſchlagnahme hindert den Sub- 
aſtaten nur an ſolchen Verfügungen, welche in der 
Abſicht geſchehen, die Gläubiger nicht zu benachthei⸗ 
ligen, hält er für zu unwichtig. Dr. Dernburg 
dagegen ſetzt die Nothwendigkeit dieſer Erweiterung des 

9 auseinander und empfiehlt ſeinen Antrag. 

Herr v. Schlieckmann empfiehlt, das Geſetz 
en bloc anzunehmen und meint, es würden durchaus 
eine Uebelſtände eintreten, wenn man das Amendement 

burg fallen laſſe. ö 


(Der Miniſter v. Selchow iſt eingetreten.) £ 


Reg.- Kom. Geh. Juſtizrath Falk glaubt, daß der 


Inhalt der Vorlage im Großen und Ganzen vom 
Haufe gebilligt werde und meint, es ſei keine Aende⸗ 
rung nothwendig, die Regierung habe Alles vorher be⸗ 
dacht. Es handelt ſich um ein altes Recht und würden 
ſich früher ſchon Mißverhältniſſe herausgeſtellt haben, 
wenn dieſe Verbeſſerung nothwendig wäre. 

Herr v. Dernburg zieht ſein Amendement zurück. 
Ueber das ganze Geſetz wird auf Antrag des 
Herrn v. Schlieckmann im Ganzen ohne Spezialdiskuſ⸗ 
ſion abgeſtimmt und es wird angenommen und die 
Petition wegen Abänderu ig des Entwurfs durch dieſen 
Beſchluß für erledigt erachtet. 

Der folgende Gegenſtand der Tagesordnung iſt 
der mündliche Bericht der Juſtizkommiſſion über den 
Geſetzentwurf betr. die Anſtellung im höheren Juſtiz⸗ 
dienſt. Berichterſtatter Herr Bloemer empfiehlt den 
Kommiſſionsvorſchlag, dem Geſetzentwurf in der vom 
Abgeordnetenhauſe beſchloſſenen Faſſung die verfaſſungs⸗ 
mäßige Zuſtimmung zu ertheilen, anzunehmen. Dieſem 
Wunſche ſchließt ſich der Juſtizminiſter an, worauf die 
Vorlage ohne Spezialdiskuſſton angenommen wird. 

Der folgende Gegenſtand der Tagesorduung iſt 
der Kommiſſionsbericht über den Geſetzentwurf betreffend 
die Ausſtellung gerichtlicher Erb⸗Beſcheinigungen. Der 
Berichterſtatter Herr Denhard ſchlietzt ſich dem Kom- 
miſſionsantrage an, dem Entwurfe in der von 
Haufe der Abgeordneten beſchloſſenen Faſſung die d 
faſſungsmäßige Zuſtimmung zu ertheilen. Dies geh 
ohne weitere Distuſſion. Der fünfte Gegenftar 


entwurf betreffend die Abänderung einiger Beſiim 
gen der Konkursordnung vom 8. Mai 1855 N 
Kommiſſion beantragt dieſen Entwurf in der 
Abgeordnetenhauſe beſchloſſenen Faſſung anz 
v. Bernuth als Referent empfiehlt dieſen Ant 
die Vorlage wird ohne Dislujjion angenommen. 

Desgleichen wird die Petition aus Breslau, 
Beſtimmungen der Konkursordnung zu ändern, f 
ledigt erachtet. - 

Der ſechſte Gegenſtand iſt der mündliche, 
der Budget⸗Kommiſſion über die allgemeine R 
über den Staatshaushalts-Etat von 1865. 
zichterſtalter Graf v. Seherr-Thoß f 
trage der Kommiſſion bei, die Entlaſtung der König⸗ 
lichen Staatsregierung in Bezug darauf, ſowie in Be⸗ 
zug auf die Verwaltung des Staatsſchatzes für das⸗ 
Der Antrag wird ohne 
Debatte angenommen. 

Ein Antrag auf Vertagung wird angenommen und 
die Sitzung um 4 Uhr geſchloſſen. 

Nächſte Sitzung: Sonnabend 11 Uhr. 
ordnung: Reſt der heuligen. 


Tages 


Abgeordnetenhaus. 
Siebenundfünfzigfte Sitzung vom 25. Februar. 

Präſident v. Forckenbeck eröffnet die Sitzung um 
11½ Uhr. 

Am Miniſtertiſche: Graf Itzenplitz und mehrere 
Regierungs⸗Kommiſſare. 

Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Schluß- 
berathung über den Geſetzentwurf, betreffend das Civil⸗ 
prozeß-Verfahren im Geltungsbereiche der Verordnung 
vom 24. Juni 1867. 

Der Berichterſtatter Abg. Bähr (Kaſſel) empfiehlt 
die Annahme des Geſetzentwurfs mit einem Zuſaß zu 
§. 2, betreffend das Verfahren über Abtretungen zu 
öffentlichen Zwecken und zu Eiſenbahnen. 

In der Generaldiskuſſion erhebt Abg. v. Seyde⸗ 
witz allgemeine Bedenken gegen den Geſetzentwurf, welche 
er auf die Kolliſion desſelben mit der bevorſtehenden 
Bundesgeſetzgebung über das Civilprozeß⸗Verfahren ſtüßt. 
Demnächſt rechtfertigt der Redner eine Reihe von ihm 
eingebrachter Amendements. 

Der Reg.⸗Komm. Geh. Juſtizrath Horſtmann 
erwidert, daß die Regierung es wohl erwogen habe, ob 
die Vorlage die Arbeiten der Prozeß⸗Kommiſſion anti⸗ 
zipire, daß ſie ſich aber überzeugt habe, daß dies nicht 
der Fall ſei. Die Regierung jei nur beſtrebt geweſen, 
den vielfachen Beſchwerden Abhülfe zu ſchaffen. 

Abg. Gleim empfiehlt die Annahme der Vorlage 
und Ablehnung aller Amendements im Intereſſe des 
Zuſtandekommens des Geſetzes. Bis dat, qui eito 
dat. — Abg. Braun (Hersfeld) empfiehlt gleichfalls 
die Annahme der Vorlage, worauf die General- Disluſſion 
geſchloſſen wird. 

Bei der Spezialberathung werden nach ee 
Disluſſion ſämmliche vom Abg. v. Seydewitz geſtellten 
Amendements abgelehnt, reſp. zurückgezogen und der 
Geſetzentwurf in der vom Referenten vorgeſchlagenen 
Faſſung angenommen. il 

Zweiter Gegenftand der Tagesordnung iſt die 
Schlußberathung über den Antrag des Abg. Berger 
(Witten), betreffend den Bau einer feſten Brücke 
Tilſit ꝛc. 


Die Referenten Abgg. Miquel und v. Wedel 


beantragen, den Antrag in folgender Faſſung anzuneh⸗ 


men: „Die Staatsregierung aufzufordern, in dieſer oder 
in der nächſten Seſſion des Landtags einen Geſetzent⸗ 
wurf über den Bau einer feiten Brücke bei Tilſit und 
einer Eiſenbahn von Memel nach Tilſit zum Anſchluß 
an die Tilſit-Inſterburger Bahn dem Landtage vorzu⸗ 
legen.“ 

Die Abgg. Heyſe, v. Spbel und v. Zander 
beantragen folgenden Zuſatz: „Dafern die Verwaltung 
und der Betrieb der Tilſit-Inſterburger Bahn dauernd 
der Staatsregierung übertragen ſein wird.“ 

Der Referent Abg. Miquel hebt zunächſt hervor, 
daß er erhebliche Bedenken gehabt habe, die Staats- 
regierung zum Bau einer Eiſenbahn aufzufordern, doppelte 
Bedenken in einem Augenblicke, wo man mit einem 
Defizit wirthſchafte. Nichts deſto weniger ſei die Sache 
ſo angethan, daß man von dieſen Bedenken abſehen 
müſſe. Einmal liege bereits ein Beſchluß des Hauſes 
in dieſer Beziehung vor, der eine dieſes Projekt betr. 
Petition der Staatsregierung zur Berückſichtigung über⸗ 
wies. Aber auch erhebliche materielle Gründe ſprächen 
für die Annahme des Antrages. Es handle ſich hier 
um die Herſtellung einer organiſchen Verbindung eines 
thatſächlich abgetrennten Landestheils mit der Monarchie. 
Es ſei die Pflicht eine ſolche Verbindung herzustellen. 
(Sehr richtig!) Auch die geographiſche Lage des Landes⸗ 
theiles und das militäriſche Intereſſe fordern zur An- 
nahme des Antrages auf. Der Handels-, wie der 
Finanzminiſter hätten bereits Zuſicherungen nach dieſer 
Richtung hin gegeben. Der Redner erörtert demnächſt 
die Steuerverhältniſſe der Stadt Memel und folgert 
daraus, daß der Mangel an Verkehrsmitteln einen merk⸗ 
lichen Nothſtand hervorgerufen habe, ſo daß Handel 
und Wandel und Wohlſtand im Rückgang ſei. Der 


[Kaiſer von Rußland habe die Genehmigung zum Bau 
einer Bahn von Kowno nach Libau ertheilt und was 


es heiße, den Handel und Wandel wieder zu gewinnen, 
der ſich einmal fortgezogen habe, das werde Jeder wiſſen. 
(Sehr richtig!) Der Bau der Bahn ſei alſo ein wirk⸗ 
licher Nothſtand und ſo dringend, daß er heute oder 
morgen begonnen werden müſſe. Er bitte die Finanz 


ng] männer, ihre trockenen Bedenken dieſer Lage gegenüber 


an zu jesen. (Beifall.) 

Handelsminiſter Graf Itzenplitz: Ich kann dem 
Herrn Referenten nicht genug danken für ſeinen Vor⸗ 
trag, ich kann verſichern, er hat mir Wort für Wort 
aus der Seele geſprochen. Ich habe mich bemüht, die 
Bahn ins Leben zu rufen, bin aber geſcheitert an der 
Lage unſerer Finanzen. Nachdem ich in dieſem Hauſe 
und auch anderweit vernommen habe, daß jetzt wohl 
Ausſicht vorhanden wäre, die Bahn als eine Staats- 
bahn zu bauen, ſo halte ich es für wünſchenswerth, 
daß dieſer Weg verfolgt wird, und ich habe das Mög⸗ 
liche gethan, um die Sache zu fördern. Ich kann 
jagen, daß meine Anſicht auch die des ganzen Staats- 
miniſteriums iſt. Ich bin alſo auch mit dem Antrage 
des Referenten ganz vollkommen einverſtanden und gebe 
mich der Hoffnung hin, daß demgemäß prozedirt werden 
kann. Mit Rußland liegt indeſſen die Sache nicht ſo 
übel, wie der Referent ſie dargeſtellt; die Konzeſſion 
für die Bahn Kowno-Libau iſt noch nicht ertheilt, der 
Garantiepunkt noch nicht erledigt. Ich gebe mich der 
Hoffnung hin, daß die Bahn, ſobald die Finanzlage 
es erlaubt, und zwar als Staatsbahn gebaut wird. 
(Beifall.) 

Abg. v. Bähr erklärt ſich gegen den Antrag, 
weil der Staat ſchon zu viel Eiſenbahnſchulden habe. 
Er beantragt, im Eingange zu ſetzen: „ſoweit die Finanz⸗ 
lage es geftatte". 

Abg. Heiſe rechtfertigt ſeinen Antrag. Bei ſo 
großen politiſchen Maßnahmen, wie hier eine ſolche vor⸗ 
liege, können finanzielle Bedenken nicht in Betracht kom⸗ 
men. Die Nothwendigkeit liege vor, weil die Konkur⸗ 
renz der ruſſiſchen Bahn eintrete; denn wenn es auch 
wahr ſei, was der Handelsminiſter gejagt habe, jo wiſſe 
er doch beſtimmt, daß man ſich in Rußland ſehr ernſt 
mit der Sache beſchäftige, und man wiſſe, daß wenn 
Rußland nicht zugreife, Preußen beſtimmt zugreifen werde. 
Dies ſei alſo ein dringender Grund, ſo bald wie mög⸗ 
lich vorzugehen. Sein Antrag wolle, daß eine Staats- 
bahn gebaut werde, die hier recht eigentlich am Platze 
ſei. (Beifall.) 

Die Dieluffion wird geſchloſſen und es erhält das 
Wort der Antraͤgſteller a 

Abg. Berger (Witten). Derſelbe hält ſich für 
verpflichtet, anzugeben, wie er, ein Abgeordneter aus den 
weſtlichen Provinzen, dazu komme, dieſen Antrag zu 
ſtellen. Im ganzen Gebiete des preußiſchen Staates 
befinde ſich nirgendwo ein Landestheil, der der Eiſen⸗ 
bahn ſo dringend bedürfe, als dieſer, und deshalb habe 
er ſich verpflichtet gehalten, den Antrag zu ſtellen, zumal 


hinten 


graecas und bitte er um unveränderte Annahme des 
Antrags der Referenten. 

Der Korreferent Abg. v. Wedell empfiehlt gleich 
falls die Annahme dieſer Anträge, worauf der Han- 
delsminiſter erklärt, daß er zu Eiſenbahnzwecken vor 


zwei Jahren 24 Millionen und im vorigen Jahre 


40 Millionen verwendet habe und daß die Beſchlüſſe 
des Reichstages und des Zollparlaments dem preußiſchen 
Staat nicht die Mittel gewährt haben, in dieſer Weiſe 
fortzufahren. (Beifall. Widerſpruch.) 

Nach dieſer Erklärung iſt die Diskuſſion wieder 
eröffnet. 

Abg. Schulze (Berlin) proteſtirt gegen das Ver⸗ 
fahren der Staatsregierung, jedes Defizit durch Steuer⸗ 
erhöhung zu decken und Erſparniſſe für produktive An⸗ 
lagen nicht zu verwenden. Als er die Abſicht, die Bahn 
auf Staatskoſten zu erbauen, vernommen, ſei ihm das 
Zustandekommen des Unternehmens zweifelhaft geworden. 
Für ein produktives Unternehmen müſſe Rath geſchafft 
werden und hier handle es ſich um ein ſolches, deſſen 
Aufſchub dasſelbe mit jedem Jahre ungünſtiger geſtalte. 

Die Diskuſſton wird abermals geſchloſſen und der 
Antrag der Referenten darauf faſt einſtimmig ange⸗ 
nommen. 

Dritter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Schluß⸗ 
berathung über den Geſetzentwurf, betreffend die Auf⸗ 
bringung der Koſten der ärztlichen Armenpflege in der 
Provinz Schleſien, ausſchließlich der Ober⸗Lauſißz. — 


Der Geſetzentwurf wird ohne Diskuſſion angenommen. 


Vierter Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Be⸗ 
richt der Kommiſſionen für Handel und Finanzen über 
den Geſetzentwurf, betreffend die Anlage einer Eiſenbahn 
von Finnentrop über Olpe noch Rothe Mühle im 
Biggethal. 

Die Kommiſſionen (Berichterſtatter Abg. Freiherr 
v. d. Reck) empfehlen die Annahme des Geſetzentwurfes. 
— Zu demſelben ſind verſchiedene Amendements ge⸗ 
ſtellt, von denen ein Antrag der Abgg. v. Sypbel und 
Dr. Achenbach dem Geſetzentwurfe eine andere Faſſung 
geben will. 

Bei dem Beginne der Berathung dieſer Vorlage 


erklärt ſich der Handels miniſter n 
nein) 7 


dement v. Sybel und 2 

er die Hoffnung ausſpricht, daß durch die Annahme 
desjelben der Bau der Bahn geſichert ſei. Auf Theo⸗ 
rien komme es hier nicht an, es frage ſich nur, ob die 
Bahn gebaut werden ſolle, oder nicht, und ob man dem 
Landestheile zu Hülfe kommen wolle, oder nicht. Die 
Gegend ſei hochgebirgig und arm, fie habe nur unter⸗ 
irdiſche Schätze, welche man nur heben könne, wenn 
Kommunikation vorhanden ſei. Er habe bei dieſer Bahn 
mit gutem Willen und Selbſtverleugnung gethan, was 
er habe thun können; lehne das Haus die Vorlage ab, 
ſo gebe das Land nicht dem Handelsminiſter, ſondern 
dem Hauſe die Schuld. 

Abg. v. Bender ſpricht gegen, Abg. Berger 
(Witten) für die Vorlage, worauf die Berathung ver⸗ 
tagt wird. 

Abg. Elliſſen beantragt abermals, den Eberty⸗ 
ſchen Antrag wegen der Kompetenz der Schwurgerichte ꝛc. 
auf eine der nächſten Tagesordnung zu ſetzen. — Der 
Vorſitzende der betreffenden Kommiſſion Abg v. Bonin 
(Genthin) erklärt, daß der Referent Abg. Roſcher ver⸗ 
reiſt ſei. — Abg. Duncker erklärt, daß der Antrag 
eine große Zahl von Petitionen erledigen ſolle und daß 
das aus, bei dem großen Eifer die Regierungsvorlagen 
zu erledigen, auch zeigen müſſe, daß es nicht taub ſei 
gegen die Beſchwerden des Landes. Er beantrage, die 
Sache am Montag auf die Tagesordnung zu ſetzen. 
— Der Antrag, die Angelegenheit auf die morgende 
Tagesordnung zu ſetzen, wird abgelehnt. 

Schluß der Sitzung nach 4 Uhr. Nächſte Sitzung 
Frritag 10 Uhr. Tagesordnung: Reſt der heutigen und 
Petitionsberichte. 


Deutfchland. 

Berlin, 26. Februar. In Betreff der 
Frankfurter Angelegenheit hören wir, daß eine Regelung 
derſelben auf dem Wege des Rezeſſes in Ausſicht zu 
nehmen ift. — Geſtern hat wieder eine Konferenz über 
die Reform der Kreisordnung mit den Vertrauens- 
männern des Abgeordnetenhauſes ſtattgefunden. Dieſelbe 


hat 4 Stunden gedauert und es iſt in derſelben der 


wichtigſte Spezialpunkt, die Zuſammenſetzung des Kreis 
tags, einer eingehenden Beſprechung unterzogen worden. 
Wie wir hören, finden in den verſchiedenen Parteilagern 
ſtarke Meinungsverſchiedenheiten über die wichtigſten 
Fragen, die in Betracht kommen, ſtatt, und eine Vor⸗ 
lage im Landtage, welcher Art ſie auch ſein würde, 
dürſte demnach ſchwerlich auf die Zuſtimmung ſaͤmmt⸗ 


ſeine Heimath mit Eiſenbahnen reichlich geſegnet ſei. Es licher legislativer Faktoren zu rechnen haben, dies dürfte 


gebe ein Sprichwort: noblesse oblige und ſo ſage 
er: richesse oblige. Der Redner bittet den Han⸗ 


bei delsminiſter, daß dieſer den Finanzminiſter auffordern gen, 


möge, einmal in den nächſten Jahren für ihn weniger 
warmes Herz aber mehr Geld zu haben. CHeiterfeit.) 
Der Antrag v. Bähr ſchiebe die Sache ad calendas 


zugleich das vom Miniſter eingeſchlagene Verfahren der 
Berufung von Vertrauensmännern vollſtändig rechtferti⸗ 
da eben auf einem andern als dem eingeſchlagenen 
Wege das Gelingen des Werkes nicht in Ausſicht zu 
nehmen iſt. — Zu den Geſetzen, die Ausſicht auf das 
‚ Zuftandefommen im Laufe 


der jetzigen Seſſion haben, 


eh 
— * 


> 


Zara a 


gehört die Städteordnung der Provinz Schleswig⸗Hol⸗ 

ſtein, da ſich die Kommiſſton des Abgeordnetenhauſes 

mit den im Herrenhauſe gemachten Veränderungen ein⸗ 

' verſtanden erklärt hat und eine Ueberſtimmung der ge- 
ſetzgebenden Faktoren demnach unſchwer zu erreichen ſein 
| wird. — Der Umſtand, daß der Reichstag am 4. März, 
alſo wahrſcheinlich noch vor dem Schluß des Landtags, 
eröffnet werden ſoll, hat der Preſſe Veranlaſſung zu 
der Bemerkung gegeben, daß die Maßregel eine Härte 
gegen die Abgeordneten in ſich ſchließe, die zugleich Mit- 
glieder des Landtags und des Reichstags ſind, inſofern 
denſelben nicht einmal eine kurze Zeit zu einer Reiſe in 
die Heimath und zur Erledigung ihrer Geſchäfte gegönnt 
ſel. Dies trifft aber inſofern nicht zu, als kurz nach 
Eröffnung des Reichstags die Oſterferien eintreten und 
es ſchwerlich in der Abſicht der betreffenden Abgeordneten 
liegen dürfte, die Reiſe in kurzen Zwischenräumen zwei 
Mal hinter einander zu machen. Vor Allem aber wird 
der Reichstag und die parlamentariſche Seſſion über⸗ 
haupt um ſo eher geſchloſſen werden können, je früher 
ſie beginnt und dies Mal daher nicht wieder bis in 
die Sommermonate hinein dauern, wie im vorigen Jahre, 
was Niemanden angenehm ſein kann. Mit Rückſicht 
auf dieſe Umſtände hat das Bundes präſidium die be- 
treffende Entſcheidung getroffen. — Die „Rhein. Ztg.“ 
beſchäftigt ſich in Ermangelung eines beſſern noch immer 
mit der angeblichen Miniſterkriſe. Da nach den An- 
gaben einer hieſigen, nicht eben in beſondern Renommee 
ſtehenden Korreſpondenzfabrik Herr v. Möller als Be- 
dingung ſeines Eintritts in das Miniſterium des Innern 
zugleich einen Wechſel im Miniſterium des Kultus ver⸗ 
langt haben ſollte, jo wird jetzt zum neuen Kultus miniſter 
der Präſideut des Oberkirchenraths, Hr. Matthis, gemacht. 
Daß Hr. Mathis auch nicht der Mann der „Rhein. Zt.“ iſt, 
mag dahin geſtellt bleiben, es mag nur darauf hinge⸗ 
wieſen werden, daß dieſe Skribenten, die ihre Nachrichten 
immer „aus den höhern und höchſten Regionen“ haben 
wollen, in ſolchen Fällen ihre Erfindungen nach dem 
Hofbericht zuſammenſtellen und immer diejenige Perſon 
zum Miniſter machen, die grade eine Audienz beim 
Könige gehabt hat. So war es früher mit Herrn 
v. Möller, ſo jetzt mit Herrn Mathis. Es fällt dieſen 
beſchränkten Köpfen nicht ein, daß dieſe Audienzen auch 
andere Urſachen haben können. — Der Magiſtrat in 
Berlin wünſcht eine Frage, welche für die Kommune 
und für die Beamten jeder Art Bedeutung hat, zum 
Austrage zu bringen. Das Geſetz vom 11. Juli 1822, 
betreffend die Heranziehung der Staatsdiener zu den 
Gemeindelaſten, beſtimmt, daß die Beamten von ihrem 
Dienſteinkommen überhaupt nur beſteuert werden können, 
wenn auch der Beitrag der übrigen Einwohner des Orts 
in der Form einer allgemeinen Einkommenſteuer erhoben 
* wird, ferner, daß das Dienſteinkommen bei einer ſolchen 
F Beſchatzung nur mit der Hälfte der Steuer belegt werden 
darf. Der Magiſtrat hat mit Rückſicht auf die große 
Zahl der Beamten, welche in Berlin wohnen, und auf 
die in Ausſicht genommene nicht unbedeutende Ver⸗ 
N mehrung der Kommunal-Einnahmen mit den Staats⸗ 
1 behörden Verhandlungen angeknüpft, um dieſelben in 
* Betreff der Haupt⸗Kommunalſteuer, die Miethsſteuer, 
f auf welche das oben angeführte Geſetz angewendet worden 


it, für eine andere Auffaſſung des Geſetzes zu beſtimmen. 
| Die Staatsregierung hat aber ihre bisherigen Anſichten 
N aufrecht erhalten, was den Magiſtrat Berlins veranlaßt 
hat, in einer Petition an das Abgeordnetenhaus die 
| Frage in feinem Sinne zur Sprache zu bringen. Die 
| Steigerung der Einnahmen durch die volle Heranziehung 

der Beamten zu der Miethsſteuer iſt von dem Magiſtrat 

auf die jährliche Summe von 34 — 35,000 Thlr. in 

dem Geſuche an das Miniſterium angegeben. Uebrigens 
If ſtehen der Auffaſſung der Staatsbehörden mehre gericht- 
ö liche Entscheidungen zur Seite, welche der Mietheſteuer 
4 ebenfalls den Charakter einer Kommunalſteuer zuerkennen. 

Ganz unwahrſcheinlich iſt auch, daß die Petition bei 
4 dem bevorſtehend nahen Schluß dee Landtags noch in 
dieſer Seſſion zur Berathung kommt. 

Berlin, 26. Februar. Se. Maj. der König 
empfing geſtern Morgens 9 Uhr den Oberpräſidenten 
v. Möller zu einer langen Unterredung, ertheilte um 
11 Uhr einer aus Köln hier eingetroffenen Deputation 
Audienz, welche, Adjacenten des dritten Rayons, eine 
1 


die Erdarbeiten in demſelben betreffende Petition über⸗ 
reichten und arbeitete hierauf etwa 4 Stunden mit dem 
Kriegs miniſter v. Roon und dem Chef des Militär⸗ 


N 
N 
| Schwerin zurückgekehrten Herzogs Wilhelm von Mecklen⸗ 


Kabinets v. Tresckow. Nach einem Beſuche des von 
Y burg-Schwerin machte der König eine Spazierfahrt. 
1 Abends 9%, Uhr fand im Königlichen Palais eine 
1 muſikaliſche Abend-Unterhaltung ſtatt, zu der die Mit⸗ 
glieder der Königlichen Familie, die hier anweſenden 


Fürſtlichkeiten, Miniſter, Landtagsmitglieder zc. Einla- 
dungen erhalten hatten. Im 1. Theil wirkten mit der 
Ober⸗Kapellmeiſter Taubert, Fr. v. Voggenhuber, die 
N Herren Wachtel und Konzertmeiſter Stahlknecht und die 
ö Mitglieder der franzöſiſchen Theater⸗-Geſellſchaft ſtellten 
dar: „Livre 3, chapitre 1.“ 
— Der Proſeſſor Mommſen an der hieſigen Uni- 
verſität wird, wie verlautet, in dieſem Frühjahre zu 
| wiſſenſchaftlichen Zwecken eine Reiſe nach Italien an- 
treten. 


Prüfung der möglichen Folgen desselben beharren ſoll⸗ 


ten, jeder für ſich das Band auflöſen können, durch ſollen die Landwehr-Bezirks⸗Kommandobehörden in Zu⸗ 


welches ſie bisher mit dem Zimmeramte verbunden 
geweſen ſind, indem ſie nach Erfüllung ihrer etwai⸗ 
gen Verbindlichkeiten gegen das Handwerksamt ein⸗ 
zeln dem Amtsvorſtande ihren Verzicht auf das Recht 
eines zünftigen Geſellen ordnungsmäßig ſchriftlich an⸗ 


zeigen. 
Ausland. 

Wien, 24. Februat. Die „Preſſe“ ſchreibt: 
Gutem Vernehmen nach haben die türkiſche wie die 
griechijche Regierung ſich bereit erklärt, den von der 
Konferenz vorgeſchlagenen Modus, um zur Wiederher⸗ 
ſtellung ihrer diplomatiſchen Beziehungen zu gelangen, 
anzunehmen. Indeſſen können nicht wohl die bisheri⸗ 
gen Vertreter in Athen und Konſtantinopel, Photiades 
Bey und Delyannis, namentlich nicht der Letztere, ihre 
Poſten behalten. Da nun aber es der griechiſchen Re⸗ 
gierung nicht leicht fallen dürfte, eine geeignete Perjön- 
lichkeit zu ihrer Vertretung bei der Pforte zu finden, ſo 
dürften immerhin noch einige Wochen vergehen, bis die 
diplomatiſchen Beziehungen zwiſchen der Türkei und 
Griechenland wieder vollſtändig geordnet find.“ 

Peſth, 25. Februar. Der Kaiſer und die 
Kalſerin werden nächſten Mittwoch hier erwartet. — 
In Ofen werden die Deputirtenwahlen am 21. März 
ſtattfinden; in Peſth find fie bis zum 23. März ver- 
ſchoben. 

Brüſſel, 25. Februar. Die Repräſentanten⸗ 
kammer hat das Budget des Juſtizminiſteriums mit 62 
gegen 42 Stimmen genehmigt. 

Paris, 25. Februar. „Public“ ſagt, Belgien 
habe die franzöſiſche Note in ſehr geſchraubter Weſſe 
beantwortet und ſeine Antwort müſſe noch vervollſtändigt 
werden. ; 

Paris, 24. Februar. Die Regierung hat an 
ihre Vertreter im Auslande ein Rundſchreiben gerichtet, 
in welchem fie eine kurze Ueberſicht über die Verhand⸗ 
lungen der Konferenz giebt. — Die Nachricht, daß der 
Vertreter Preußens am hieſigen Hofe, Graf Solms, 
bezüglich der hannöverſchen Legion Schritte bei der fran- 
zöſiſchen Regierung gethan habe, wird für unbegründet 
erklärt. — „Patrie” meldet, daß in nächſter Zeit zwi⸗ 
ſchen Frankreich und Belgien Unterhandlungen betreffs 
der Verträge mit den Eiſenbahn-Geſellſchaſten ſtattfinden 
werden. : 

Florenz, 25. Februar. In der heutigen 
Sitzung der Deputirtenkammer wurde der von Mellana 
geſtellte Antrag, an den Ausgaben für die Präfekten 
ftellen 50,000 Francs zu erſparen, mit 138 gegen 
84 Stimmen verworfen. 5 

London, 25. Februar. In der heutigen 
Sitzung des Unterhauſes erklärte der Unterſtaatsſekretär 
für die auswärtigen Angelegenheiten Otway auf eine 
Anfrage des Mr. Torrens, der Regierung jet keine amt 
liche Anzeige über die Verwerfung des Alabama-Ver⸗ 
trages Seitens des nordamerikaniſchen Senats zuge⸗ 
gangen. a 
Madrid, 25. Februar. In der heutigen 
Sitzung der Kortes las Serrano ein Telegramm des 
General Dulce vor, in welchem dieſer meldete, daß der 
Aufſtand in Cuba bedeutend verringert ſei. 

— In der heutigen Sitzung der Kortes hielt 
Serrano eine Anſprache an die Verſammlung, in wel- 
cher er zunächſt hervorhob, daß er zur Annahme der 
ihm übertragenen Exekutlogewalt ſich nur aus patrioti⸗ 
ſchen Rückſichten veranlaßt geſehen. Redner wies als⸗ 
dann darauf hin, daß ein Mißbrauch der ihm übertra- 
genen Gewalt unmöglich ſei, da mit derſelben keine 
Prärogative, weder das Recht des Veto's, noch das 
Recht über Krieg und Frieden verbunden ſeien. Auch 
würde er dieſe Prärogative, ſelbſt wenn die Verſamm⸗ 
lung ſie ihm angeboten hätte, nicht angenommen haben. 
Er hege den Wunſch, ſowohl mit der Minorität der 
Verſammlung, als mit der Majorität im Einvernehmen 
zu handeln. Der Redner ſchloß: Ich werde auf mei- 
nem Poſten bleiben, ſo lange es nothwendig iſt. Das 
Wohl der Nation iſt meine einzige Sorge. Ich hege 
keinen anderen Ehrgeiz, als nach Erfüllung meiner Pflich⸗ 
ten gegen das Vaterland ins Privatleben zurückzutreten. 
Die Rede wurde mit großem Beifall aufgenommen. 
Der Deputirte Sorin konſtatirte, daß auch die Mino- 
rität mit Genugthuung von den Worten Serrano's 
Kenntniß genommen. Serrano theilte ſchließlich ein 
Telegramm aus Cuba mit, nach welchem die Inſurrek⸗ 
tion im Abnehmen it und General Dulce ſich im Be- 
fige einer zur Deckung der Kriegekoſten ausreichenden 
Summe befindet. 


Pommeru. 
Stettin, 26. Februar. Nachdem die Poſt⸗ 
unterbeamten zu wiederholten Malen vergeblich um 
Gehaltsverbeſſerung, unwiderrufliche Anſtellung, Penfions- 
berechtigung u. ſ. w. petitionirt haben, richten die ſelben 
jetzt folgenden Antrag an den Reichstag: „Ein hoher 
Reichstag wolle beſchließen, dem Herrn Bundeskanzler 
die Petition der Poſtunterbeamten 1) um Gehaltsver- 
beſſerung, 2) Penfionsberechtigung, 3) unwiderrufliche 
Anſtellung und 4) Beſeitigung der Gehaltsabzüge zur 
Poſt⸗Armenkaſſe — zur buldvollen Berückſichtigung zu 


Schwerin, 25. Februar. Auf die bekannte überweiſen.“ 


dem Migiſterium des Innern zugeſandte Erklärung der 


N * Geſellen des Zimmer- und Maurergewerks hat das einſtellung der Schiffszimmergejellen, bei welcher es ſich 
1 Minifterium unter Bezugnahme auf die Verordnung vom lediglich um Erzielung eines erhöheten Arbeite lohnes 
0 29. Oktober 1868 dahin reſolvirt, daß die im Groß- handeln fol, dauert noch fort und führt zu manchen 
4 herzogthum wohnhaften oder in Arbeit ſtehenden Zimmer- Umzuträglichkeiten, indem die Baumeister wegen Mangel 
1 gejellen, ſoweit fie etwa bei ihrem in der abgegebenen an Leuten nicht einmal im Stande find, kleinert und 


Erklärung ausgeſprochenen Entſchluſſe auch nach weiterer 


— Die ſeit dem 23. d. M. begonnene Arbeits- 


unaufichiebbare Reparaturen ausführen zu laſſen. | 


Doch noch herrſcht unter Nord und Süd des Mißtrauns 
5 trüber Bann, 

Noch immer ſchließt der Deutſche ſich nicht an den 
Deutſchen an. 


— Nach einer kriegsminiſteriellen Beſtimmung 


kunft Mannſchaften des Beurlaubtenſtandes, welche nicht 
Reſerve-Offiziere zu werden wünſchen, oder welche 
ſich hierzu nicht qualifiziren, ebenſo auch von einer Be⸗ 
förderung zu Vite-Feldwebeln, bezüglich Vice⸗Wachtmel⸗ 
ſtern ausſchließen. 

— Der Predigtamts⸗Kandidat, Konreltor Lie be⸗ 
now zu Ratzebuhr, it zum Paſtor an den Gemeinden 
in Schweſſin, Peterkau und Darſen erwählt, der Hülfs⸗ 
prediger Otto Wilhelm Ziemſſen, bisher zu Neu- 
mark, zum Diakonus in Wyk auf Wittow und der 
Diakonus und Rektor Zechlin, bisher in Cörlin, zum 
Paſtor in Groeſſin, Synode Schivelbein, ernannt, end⸗ 
lich der Lehrer Berkholz in Ueckermünde zum Kantor 
an der dortigen Stadtkirche gewählt. Sämmtliche Per⸗ 
ſonen ſind in ihre neuen Aemter eingeführt worden. 

— Am Gymnaſium zu Neuſtettin ift zum 1. April 
d. J. der Oberlehrer Dietlein zum Prorektor befür- 
dert, der Gymnaſiallehrer Dr. Dorſchel in Greifs⸗ 
wald zum ordentlichen Lehrer berufen worden. 

— Die erledigte Kreis-Sekretär⸗Stelle beim König⸗ 
lichen Landraths - Amte in Labes iſt dem bisherigen 
Civil⸗Supernumerar Ludwig Karl Friedrich Barkow 
verliehen. 

— In der zu Schellin, Greifenberger Kreiſes, 
beſtehenden Ackerbauſchule zur Ausbildung junger Leute 
für bäuerliche und ſonſtige kleine Wirthſchaften, iſt eine 
Aufnahme von Schülern vom 1. April er. ab zuläſſig, 
welche in der Anſtalt über Wirthſchaſtsführung und 
Haushaltung, insbeſondere Behandlung des Wieſenbaues, 
Garten- und Handelsgewächsbaues, des Düngers und 
Mergels, Nachhülfe im Schreiben und Rechnen, ferner 
in der Thierarznei- und Pflanzenkunde und anderen 
nützlichen Fertigkeiten Unterricht erhalten. Für den Un- 
terricht iſt grundſätzlich ein dreijähriger Lehrkurſus be⸗ 
ſtimmt, jedoch ſoll auf Verlangen die Entlaſſung aus 
der Anſtalt ſchon im zweiten Jahre nach einer ſechs⸗ 
monatlichen Kündigungefriſt erfolgen können. Meldun⸗ 
gen zur Aufnahme nimmt Hr. v. Schmidt zu Schel⸗ 
Un entgegen. i 

— Der Herr Finanzminiſter Excellenz haben den 
Königlichen Förſtern Levin zu Bahrenbruch, in der 
Oberförſterei Friedrichswalde, und Radloff zu Bollen⸗ 
thin, in der Oberförſterel Golchen, das Ehren-Portepee 
verliehen. 

— Es find verſetzt: der Telegraphen⸗ Direktor 
Schrötter von Königsberg in Pr. nach Stettin, der 
Telegraphen⸗Direktor Merling von Stettin nach Kö⸗ 
nigsberg in Pr., der Telegraphen-Direktions⸗Sekretär 
Schröder, Behufs kommiſſariſcher Verwaltung einer 
Telegraphen - Direltions Raths - Stelle, von Schwerin- 
(Mecklenburg) nach Stettin, der Telegraphen-Direktions⸗ 
Sekretär Burchardt von Stettin nach Berlin, der 
Ober⸗Telegraphiſt Neſener, Behufs Verwaltung einer 
Telegraphen⸗Sekretär⸗Stelle, von Berlin nach Stettin, 
der Ober⸗Telegraphiſt Brämer als Stations-Borftcher 
von Stettin nach Dirſchau, und der Telegraphen⸗Se⸗ 
kretär Baumann als Stations-Vorſteher von Stettin 
nach Beuthen in Oberſchleſien. Zu Ober Telegraphiſten 
ſind ernannt: die Telegraphiſten Fröſter, Witt, 
Nagel, Henckel, Hermes, Böttcher, Belde und 
Dirk in Stettin. 


— 


Die Sonne uns der Einigkeit, die jhöne Sonne auf, 

Schwind endlich doch der Zwietracht Spur, die Herz vom 
erzen zieht, 

O wäre zwiſchen Deutſch und Deutch doc . 
Unterſchied. 

— (Der Knabe Handke.) Die Kriſis, welche, 
wie bereits berichtet, am Sonnabend in dem Befinden 
des Knaben Handke eintrat, iſt durch die außergewöhn⸗ 
lich kräftige Natur desſelben wider Erwarten ſchnell 
überwunden worden, ſo daß ſeine vollſtändige Wieder⸗ 
herſtellung nunmehr außer Zweifel ſteht. Das hitzige 
Fieber, von welchem der Knabe befallen war, hat 
wenig über einen Tag angehalten und einer raſch fort- 
ſchreitenden Geneſung Platz gemacht. Dem Wunſche 
ſeiner Eltern, das Kind wieder in eigene Pflege zu neh⸗ 
men, ſo wie dem Verlangen des Knaben ſelbſt, in's 
Vaterhaus zurückzukehren, ſteht demnach kein Hinderniß 
mehr entgegen, und die Entlaſſung desſelben aus Be⸗ 
thanien wird daher beſtimmt in dieſen Tagen erfolgen. 
Die Gönner des unglücklichen Knaben, welche bereits 
eine bedeutende Summe für denſelben beſchafft hatten, 
haben dafür Sorge getragen, daß es ihm bei der Ent- 
laſſung aus dem Krankenhauſe nicht an den erforder- 
lichen Kleidungsſtücken und ähnlichen Bedürfniſſen man⸗ 
gelt. — v. Zaſtrow verbleibt noch immer hartnäckig 
beim Leugnen, obwohl die Beweiſe ſeiner Schuld ſich 
mit jedem Tage mehren. 

— Man ſchreibt aus Mainz vom 20. Februar: 
„Die Noth der durch den Theaterbrand in Köln hart 
Betroffenen erheiſcht dringend ſchleunig Hülfe. Die 
Direktion unſeres Stadttheaters veranſtaltet daher am 
Montag eine Benefizvorſtellung für die durch jenes 
Unglück Geſchädigten. Dr. Roderich Benedix hat ver- 
ſprochen, bei dieſer feierlichen Ve ranlaſſung einmal ſelbſt 
wieder die Bühne zu betreten, und zwar als Präſident 
Felseck in ſeinem Stücke: „Die Neuſahrsnacht.“ 


Börſen⸗Berichte. 

Stettin, 26. Februar. Witterung: Morgens reg⸗ 

nig, ſpäter ſchön. Wind W. Temperatur + 5 »R. 
An der Börſe. 

We zen behauptet, pr. 2125 Pfd gelber inländ 67 
bis 69 , bunter polniſcher 65—68 , weißer 68 bis 
72 „, ger. ungar. 5865 Re, 83—8öpfd. per Frübj. 
681, ½ 3 bez. u. Br., Mai⸗Juni 69 bez. u. Br. 

Roggen behauptet, per 2000 Pfd. loco 49%, —501, 

, Febr. 50 % nom. Frühl. 49½, Yu bez., Mair 
Juni 492, 50 bez., Juni⸗Juli 51 % Br., 50% 
Gd., Juli-Auguſt 50% 4 Br. 

Gerſte matt, pr. 1750 Pfd. loco ungariſche 40— 46 

Ag, pomm, 47 49 

Hafer unverändert, pr. 1300 Pfd. loco 331, — 341, 
Ze . de Feat 32. 4 br, Mai-Iumi 34 
r. u. Gd. 
Erbſen pr. 2250 Pfd. loco Futter- 5556 , 
Koch- 56 —57½% , Frühj. Futter 56 % Br. 
Mais per Centner loco 2 % 1 pr ab Bahn bez. 
Winterrübſen pr. Septbr.⸗Oktbr. 79 bez. u Gd. 
Rüböl matt, loco 9 Br., März-April, April⸗ 
Mai 98, % Br., 9% Gd., Septbr.⸗Oktober 10 ½ 92 
bez. 2 a 1, Br. 
piritus matt, loco ohne Faß 142,, Ya bez., 
kurze Lieferung 14¼, ½4 bez., eher Merz 1442 
Ag, nom., Frübjahr 14% 9% bez, Br. u. Gd., Mair 
Juni 15 % Gd., Juni⸗Juli 15¼½ . Gd. 
Regulirungspreiſe: Weizen 68 ½, Roggen 50, 
Rund 9, Spiritus 142. 
Stettim, den 26 Februar. 
151%, bz 


Vermiſchtes. 

Berlin. Bei der Feier des fünfundzwanzig⸗ 
jährigen Beſtehens des Kroll'ſchen Etabliſſements, wo 
auch Se. Majeſtät der König und Seine Königliche 
Hoheit der Kronprinz anweſend waren und ſich außer⸗ 
ordentlich anerkennend ſowohl über das Arrangement 
des Feſtlokals, als über den Verlauf des Feſtes aus- 
ſprachen, wurde in „Spillele in Paris“ folgendes inter⸗ 
eſſante Gedicht von Herrn Formes vorgetragen: 

Lied vom Unterſchiede 
‚ von G. Belly. 

Ein junger Opernfänger hat 'ne Stimme rein wie Gold; 
Dem iſt das ganze Publikum und auch das Schickſal gol. 
Er lebt, obgleich man oft ihn warnt, in ew'gem Saus 

x und Braus; 
Laßt mich, ſagt er, denn bald iſt ja die ſchoͤne Jugend aus! 
In abgeriſſ'nem Rock zieht er da von Haus zu Haus, 

ür wen'ge Groſchen da ertönt jetzt zur Guitarr' ſein Lied 

a, ein paar Jahr: machen oft 'nen großen Uuterſchied 

Wenn früher in der Stadt Berlin 'ne Feuersbrunſt 

j ausbrach, . 
Da blies der Wächter Feuerlärm und ſchrie das Viertel wach # 
Die Löſchmannſchaft kam laugſam hin zur Stell' wo's 

0 Haus nicht ſtand, 
Denn ach, bis auf das Fundament war's nieder ſchon 
x gebrannt. 
Jetzt ſieht mit Fackeln un Geläut' man ſauſen ein Schaar, 
Und erſt wenn's Feuer aus, erfährt der Wirth von der Gefahr, 
Er bleibt im Bett' und gähnt und ſchließt aufs Neu' das 
3 Augenlid, 
Scabell mit ſeiner Feuerwehr macht 'nen großen Uuterſchied. 

Als ich zur Schule ging, da wurde immer uns gelehrt, 
Daß Preußen au der Oſſſe läg', dem Norden zugekehrt, 
Dagegen aber läge, lehrte mau uns, die Türkei 
Im ſüdlichſten Europa und bei Aſien dicht dabei. 
Jüngſt hat in Frankreich ein Genie im Gegentheil entdeckt. 
Daß Preußens Grenze ſich bis hin zur türk'ſchen Grenz’ 

n erſtreckt, 
Er fand, daß ſich die Spree bis nach Konſtantino gel zieht: 
Ob Panke oder Bosporus — das iſt kein Unterſchied. 

Es war ein Land, das kräftig ſtets in blühendem Gedeih'n, 
Es herrſchten Handel dort und Kunſt in glücklichſtem Verein, 
Und doch ſah man im Ausland oft, obgleich manch Jahr 

- ’ verrann, 
Dies ſchöue kräftige reiche Land, geringſchätzend nur an 
Da kam 'ne Zeit, in der das Land ſich mächtıglich erprobt, 
An feines muth'gen Führers Hand, als Kampf und Krieg 

8 y etobt, 
Das Ausland jetzt mit anderm Blick ſich jenes Lund anſieht: 
Ja, ſieben Tage machen oft 'nen großen Uuterſchied! 
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Ein friſcher Frühlingshauch flog jüngſt durch Deutſchlands“ 
5 Gauen hin, 
Und neues Leben blüthe auf — ein neuer kräftiger Sinn, 
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O ginge doch im Strahlenglanz, in goldig frohem Lauf, N 


